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Stadt Herten 

Der Bürgermeister 

 
 
        Herten, 15.08.2025 

 

Bekanntmachung 
 

über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis 

und die Erteilung von Wahlscheinen 

für die Kommunalwahl am 14. September 2025 

 

Gemäß § 10 Abs. 4 Kommunalwahlgesetz (KWahlG) in Verbindung mit § 15 Absatz 1 und 2 

der Kommunalwahlordnung (KWahlO) in der jeweils derzeit gültigen Fassung, mache ich 

über das Recht auf Einsichtnahme in das Wählerverzeichnis und die Erteilung von 

Wahlscheinen zur Kommunalwahl am 14. September 2025 öffentlich bekannt:  

 

1. Das Wählerverzeichnis der Stadt Herten wird zur Kommunalwahl in der Zeit vom  

25. August 2025 bis 29. August 2025 während der allgemeinen Öffnungszeiten: 

 

 Montag  von   8.00 Uhr  bis  16.00 Uhr 

 Dienstag, Mittwoch und Freitag  von   8:00 Uhr  bis  12.30 Uhr 

 Donnerstag  von   8.00 Uhr  bis  12.30 Uhr 

   und 14.00 Uhr bis  17.30 Uhr 

 

im Rathaus, Kurt-Schumacher-Straße 2, 1. Obergeschoss, Ratssaal, Raum 133 (barriere-

frei), für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Jede/r Wahlberechtigte 

kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner/ihrer Person im Wählerver-

zeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein/e Wahlberechtigte/r die Richtig-

keit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen 

Personen überprüfen will, hat er/sie Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich 

eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das 

Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für 

die im Melderegister ein Sperrvermerk nach § 51 Abs. 1 Bundesmeldegesetzes einge-

tragen ist.  

 

Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme 

ist durch ein Datensichtgerät möglich. 

 

Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein 

hat. 

 

2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 

25. August 2025 bis 29. August 2025, spätestens am 29. August 2025 bis 12.30 Uhr, bei 

der Stadt Herten, Briefwahlbüro, Ratssaal, Raum 133, Einspruch einlegen (§ 11 Abs. 1 

KWahlG). 
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Der Einspruch ist schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift einzulegen; ggfs. sind 

die erforderlichen Beweismittel beizubringen (§ 16 Abs. 1 KWahlO).  

 

3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens 

zum 21. Tag vor der Wahl, 24. August 2025, eine Wahlbenachrichtigung (§ 13 Abs. 1 

KWahlO). 

 

Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, 

muss Einspruch gegen das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er/sie nicht Gefahr laufen 

will, dass er/sie sein Wahlrecht nicht ausüben kann. 

 

Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und 

die bereits einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine 

Wahlbenachrichtigung. 

 

Wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist, kann nur in dem Wahlbezirk wählen, in 

dessen Wählerverzeichnis er/sie geführt wird.  

 

4. Wähler/innen, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl 

 

 a)  durch Stimmabgabe in einem Wahlbezirk 

 

    oder 

 

  b) durch Briefwahl 

 

teilnehmen. 

 

5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag gemäß § 9 KWahlG 

 

5.1 ein/e in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigte/r, 

 

5.2 ein/e nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigte/r, 

 

a) wenn er/sie nachweist, dass er/sie aus einem von ihm/ihr nicht zu vertretenen Grund 

die Einspruchsfrist versäumt hat  

 

oder 

 

b) er/sie aus einem von ihm/ihr nicht zu vertretenen Grund nicht in das Wählerver-

zeichnis aufgenommen worden ist 

 

oder 

 

c) wenn seine/ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Wahl erst nach der Einspruchsfrist 

entstanden ist oder sich herausgestellt hat.  
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Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis 

zum 12. September 2025, 15.00 Uhr beantragt werden. Die Erteilung eines Wahlscheines 

kann schriftlich oder mündlich bei der Stadt Herten beantragt werden. Die Schriftform gilt 

auch durch Telefax, E-Mail oder durch sonstige dokumentierbare Übermittlung in 

elektronischer Form als gewahrt. Eine fernmündliche Antragstellung ist unzulässig (§ 19 

KWahlO). 

 

Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht 

oder nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis 

zum Wahltage, 15.00 Uhr, gestellt werden (§ 19 Abs. 4 Satz 3 KWahlO). 

 

Versichert ein/e Wahlberechtigte/r glaubhaft, dass ihm/ihr der beantragte Wahlschein 

nicht zugegangen ist oder er/ sie ihn verloren hat, kann ihm/ihr bis zum Tage vor der Wahl, 

12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden (§ 20 Abs. 9 KWahlO). 

 

Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 

Buchstaben a bis c angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines 

noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, stellen (§ 19 Abs. 4 Satz 2). 

 

Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 

nachweisen, dass er/sie dazu berechtigt ist. Ein/e Wahlberechtigte/r mit Behinderung kann 

sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 

 

6. Mit dem Wahlscheinantrag erhält der/die Wahlberechtigte nach § 20 Abs. 4 KWahlO: 

 

 einen amtlichen (moosgrünen) Stimmzettel des Kreiswahlbezirkes  

o für die Wahl der Vertretung des Kreises, 

 

 einen amtlichen (hellblauen) Stimmzettel des Wahlbezirkes  

o für die Wahl der Vertretung der Gemeinde, 

 

 einen amtlichen (altweißen bzw. hellgelben) Stimmzettel  

o für die Wahl des Landrats/der Landrätin, 

o für die Wahl des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin, 

 

 sowie einen amtlichen (violettfarbenen) Stimmzettel für die Wahl der Verbandsver-

sammlung des Regionalverbandes Ruhr. 

 

Ferner 

 

 einen amtlichen (blauen) Stimmzettelumschlag, 

 

 einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, 

versehenen (roten) Wahlbriefumschlag, 

 

 ein Merkblatt für die Briefwahl.   
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Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur 

möglich, wenn die Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer 

schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr 

als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der Gemeindebehörde vor Empfang-

nahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat sich die bevoll-

mächtigte Person auszuweisen (§ 20 Abs. 5 KWahlO). 

 

7. Wer durch Briefwahl wählt, kennzeichnet persönlich die Stimmzettel, legt sie in den 

amtlichen Stimmzettelumschlag und verschließt diesen, unterzeichnet die auf dem 

Wahlschein vorgedruckte Versicherung an Eides statt zur Briefwahl unter Angabe des 

Tages, steckt den verschlossenen Stimmzettelumschlag und den unterschriebenen 

Wahlschein in den amtlichen Wahlbriefumschlag, verschließt den Wahlbriefumschlag 

und übersendet den Wahlbrief an den Bürgermeister. Der Wahlbrief kann dort auch 

abgegeben werden. Nach Eingang des Wahlbriefes beim Bürgermeister darf er nicht 

mehr zurückgegeben werden (§ 56 KWahlO). 

   

Die Stimmzettel sind unbeobachtet zu kennzeichnen und in den Stimmzettelumschlag 

zu legen. Hat der Wähler den Stimmzettel durch eine Hilfsperson kennzeichnen lassen, 

so hat diese auf dem Wahlschein durch Unterschreiben der Versicherung an Eides statt 

zur Briefwahl zu bestätigen, dass sie die Stimmzettel gemäß dem erklärten Willen des 

Wählers gekennzeichnet hat. Die Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr vollendet haben 

(§ 56 KWahlO). 

 

Bei der Briefwahl muss der/die Wähler/in den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem 

Wahlschein so rechtzeitig an die angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort 

spätestens am Wahltage bis 16.00 Uhr eingeht (§ 26 Abs. 1 KWahlG). 
 

Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere 

Versendungsform ausschließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich befördert. Er 

kann auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 

 

 

 

 

 

Matthias Müller 

Der Bürgermeister als Wahlleiter 
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Stadt Herten 
Der Bürgermeister 
 
 
        Herten, 15.08.2025 

 
Bekanntmachung 

 
über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis 

und die Erteilung von Wahlscheinen 
für die Integrationsratswahl am 14. September 2025 

 

Gemäß § 13 der Wahlordnung für den Integrationsrat der Stadt Herten vom 07. Mai 2020 
in der geänderten Fassung vom 16. April 2025 i.V.m. § 10 Abs. 4 Kommunalwahlgesetz 
(KWahlG) i.V.m. mit § 15 Absatz 1 und 2 der Kommunalwahlordnung (KWahlO) in der je-
weils derzeit gültigen Fassung, mache ich über das Recht auf Einsichtnahme in das Wähler-
verzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen zur Integrationsratswahl am 14. Septem-
ber 2025 öffentlich bekannt:  

 
1. Das Wählerverzeichnis der Stadt Herten wird zur Integrationsratswahl in der Zeit vom  

25. August 2025 bis 29. August 2025 während der allgemeinen Öffnungszeiten: 
 

 Montag  von   8.00 Uhr  bis  16.00 Uhr 
 Dienstag, Mittwoch und Freitag  von   8:00 Uhr  bis  12.30 Uhr 
 Donnerstag  von   8.00 Uhr  bis  12.30 Uhr 
   und 14.00 Uhr bis  17.30 Uhr 
 

im Rathaus, Kurt-Schumacher-Straße 2, 1. Obergeschoss, Ratssaal, Raum 133 (barriere-
frei), für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Jede/r Wahlberechtigte 
kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner/ihrer Person im Wählerver-
zeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein/e Wahlberechtigte/r die Richtig-
keit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen 
Personen überprüfen will, hat er/sie Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich ei-
ne Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das 
Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für 
die im Melderegister ein Sperrvermerk nach § 51 Abs. 1 Bundesmeldegesetzes einge-
tragen ist.  

 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme 
ist durch ein Datensichtgerät möglich. 
 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein 
hat. 
 

2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 
25. August 2025 bis 29. August 2025, spätestens am 29. August 2025 bis 12.30 Uhr, bei 
der Stadt Herten, Briefwahlbüro, Ratssaal, Raum 133, Einspruch einlegen (§ 11 Abs. 1 
KWahlG). 
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Der Einspruch ist schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift einzulegen; ggfs. sind 
die erforderlichen Beweismittel beizubringen (§ 16 Abs. 1 KWahlO).  

 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens 

zum 21. Tag vor der Wahl, 24. August 2025, eine Wahlbenachrichtigung (§ 13 Abs. 1 
KWahlO). 

 
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, 
muss Einspruch gegen das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er/sie nicht Gefahr laufen 
will, dass er/sie sein Wahlrecht nicht ausüben kann. 
 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und 
die bereits einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine 
Wahlbenachrichtigung. 
 
Wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist, kann nur in dem Wahlbezirk wählen, in 
dessen Wählerverzeichnis er/sie geführt wird.  

 
4. Wähler/innen, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl 
 

 a)  durch Stimmabgabe in einem Wahlbezirk 
 
    oder 
 

  b) durch Briefwahl 
 

teilnehmen. 
 
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag gemäß § 9 KWahlG 
 
5.1 ein/e in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigte/r, 
 
5.2 ein/e nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigte/r, 
 
a) wenn er/sie nachweist, dass er/sie aus einem von ihm/ihr nicht zu vertretenen Grund 

die Einspruchsfrist versäumt hat  
 
oder 
 

b) er/sie aus einem von ihm/ihr nicht zu vertretenen Grund nicht in das Wählerver-
zeichnis aufgenommen worden ist 
 
oder 
 

c) wenn seine/ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Wahl erst nach der Einspruchsfrist 
entstanden ist oder sich herausgestellt hat.  
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Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis 
zum 12. September 2025, 15.00 Uhr beantragt werden. Die Erteilung eines Wahlscheines 
kann schriftlich oder mündlich bei der Stadt Herten beantragt werden. Die Schriftform gilt 
auch durch Telefax, E-Mail oder durch sonstige dokumentierbare Übermittlung in elektro-
nischer Form als gewahrt. Eine fernmündliche Antragstellung ist unzulässig (§ 19 KWahlO). 
 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht  
oder nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis 
zum Wahltage, 15.00 Uhr, gestellt werden (§ 19 Abs. 4 Satz 3 KWahlO). 

 
Versichert ein/e Wahlberechtigte/r glaubhaft, dass ihm/ihr der beantragte Wahlschein 
nicht zugegangen ist oder er/ sie ihn verloren hat, kann ihm/ihr bis zum Tage vor der Wahl, 
12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden (§ 20 Abs. 9 KWahlO). 

 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 
Buchstaben a bis c angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines 
noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, stellen (§ 19 Abs. 4 Satz 2). 

 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachweisen, dass er/sie dazu berechtigt ist. Ein/e Wahlberechtigte/r mit Behinderung kann 
sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 
 
6. Mit dem Wahlscheinantrag erhält der/die Wahlberechtigte nach § 20 Abs. 4 KWahlO: 

 

 einen amtlichen (rosa) Stimmzettel für die Wahl des Integrationsrates 
 

 einen amtlichen (grauen) Stimmzettelumschlag, 
 

 einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, verse-
henen (orangenen) Wahlbriefumschlag, 
 

 ein Merkblatt für die Briefwahl.   
 

Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur mög-
lich, wenn die Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer 
schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr 
als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der Gemeindebehörde vor Empfang-
nahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat sich die bevoll-
mächtigte Person auszuweisen (§ 20 Abs. 5 KWahlO). 

 
7. Wer durch Briefwahl wählt, kennzeichnet persönlich die Stimmzettel, legt sie in den 

amtlichen Stimmzettelumschlag und verschließt diesen, unterzeichnet die auf dem 
Wahlschein vorgedruckte Versicherung an Eides statt zur Briefwahl unter Angabe des 
Tages, steckt den verschlossenen Stimmzettelumschlag und den unterschriebenen 
Wahlschein in den amtlichen Wahlbriefumschlag, verschließt den Wahlbriefumschlag 
und übersendet den Wahlbrief an den Bürgermeister. Der Wahlbrief kann dort auch ab-
gegeben werden. Nach Eingang des Wahlbriefes beim Bürgermeister darf er nicht mehr 
zurückgegeben werden (§ 56 KWahlO). 
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Die Stimmzettel sind unbeobachtet zu kennzeichnen und in den Stimmzettelumschlag 
zu legen. Hat der Wähler den Stimmzettel durch eine Hilfsperson kennzeichnen lassen, 
so hat diese auf dem Wahlschein durch Unterschreiben der Versicherung an Eides statt 
zur Briefwahl zu bestätigen, dass sie die Stimmzettel gemäß dem erklärten Willen des 
Wählers gekennzeichnet hat. Die Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr vollendet haben 
(§ 56 KWahlO). 

 
Bei der Briefwahl muss der/die Wähler/in den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem 
Wahlschein so rechtzeitig an die angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort 
spätestens am Wahltage bis 16.00 Uhr eingeht (§ 26 Abs. 1 KWahlG). 

 

Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere Versen-
dungsform ausschließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich befördert. Er kann 
auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 

 
 

 
gez. 

 
Matthias Müller 
Der Bürgermeister als Wahlleiter 
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 15.08.2025 
 

Bekanntmachung 
 

Veröffentlichung des Jahresabschlusses 2024 der PROSOZ Herten GmbH 

 

 

Die Gesellschafterversammlung der PROSOZ Herten GmbH hat am 10.07.2025 den Jahresabschluss zum 

31.12.2024 der PROSOZ Herten GmbH festgestellt und über die Verwendung des Jahresergebnisses wie folgt 

beschlossen: 

Der Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2024 wird gemäß § 7 des Gesellschaftsvertrages festgestellt. 

Es wurde ein Jahresüberschuss vor Steuern und vor Ergebnisabführung in Höhe von 3.056.807,18 EUR 

erwirtschaftet. 

 

Gemäß Ergebnisabführungsvertrag vom 29.11.2019 ist der o.g. Jahresüberschuss an die Hertener 

Beteiligungsgesellschaft mbH abzuführen. Die Auszahlung erfolgte bis zum 18.07.2025. 

 

Jahresabschluss und Lagebericht liegen bis zum 30.09.2025 nach telefonischer Vereinbarung (Tel.: 0 23 66 / 188 

-0) in den Räumen der PROSOZ Herten GmbH in der Ewaldstraße 266, 45699 Herten zur Einsichtnahme aus. 

 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts der PROSOZ Herten GmbH zum 31.12.2024 

beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Bergmann, Kauffmann und Partner GmbH & Co. KG, Dortmund, 

hat folgenden Bestätigungsvermerk erteilt: 

 

 „An PROSOZ Herten Softwareentwicklungs- und Beratungsgesellschaft für Gemeinden, Städte und Kreise 

 mbH: 

 

 Prüfungsurteile 

 Wir haben den Jahresabschluss der PROSOZ Herten Softwareentwicklungs- und Beratungsgesellschaft für 

Gemeinden, Städte und Kreise mbH - bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2024 und der Gewinn- und 

Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Dezember 2024 sowie dem Anhang, 

einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir 

den Lagebericht der PROSOZ Herten Softwareentwicklungs- und Beratungsgesellschaft für Gemeinden, Städte und 

Kreise mbH für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Dezember 2024 geprüft. 

 

 Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse  

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung 
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der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2024  
sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Dezember 2024 und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

   

 Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 

Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

   

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter 

Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 

„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres 

Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in 

Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere 

sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der 

Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für 

unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für 

Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und 

dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 

den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft 

vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in 

Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, 

um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder 

unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist. 

 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der 

Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, 

Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. 

Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der 

Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 

Gegebenheiten entgegenstehen. 

 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein 

zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
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Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken 

der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 

Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines 

Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, 

und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur 

Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von 

wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht 

insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit 

dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen 

gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, 

sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 

Lagebericht beinhaltet. 

 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung 

mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. 

Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich 

angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der 

Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten 

beeinflussen. 

 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber 

hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter - 
falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen 
Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die 
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, 
dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei 
Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte 
Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen 
beinhalten können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen 
Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen 
angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der 
Gesellschaft abzugeben. 
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• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, 
auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der 
Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir 
zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht 
aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges 
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis 
zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse 
oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit 
nicht mehr fortführen kann. 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle 
und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine 
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von 
den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die 
sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein 
eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde 
liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 
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Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und 

die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel 

im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.“ 

 

 

 
Dortmund, den 15. August 2025 

 

 Dr. Bergmann, Kauffmann und Partner  
 GmbH & Co. KG 
 Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 Steuerberatungsgesellschaft 
 

 

 

 (Börner) (Black) 
 Wirtschaftsprüferin Wirtschaftsprüfer 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

Herten, den 15.08.2025        gez. Bürgermeister 
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Dieses Amtsblatt enthält an dieser Stelle eine öffentliche Bekanntmachung über eine 

öffentliche Zustellung eines Schriftstückes, welche digital nicht veröffentlicht werden darf. 

Die gedruckte Ausgabe kann während der Öffnungszeiten im Rathaus der Stadt Herten, Kurt- 

Schumacher-Str. 2, 45699 Herten, kostenlos abgeholt werden. 
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